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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Josef Kloppenborg, 
Berlin-Lichtenrade, gegen die Wahl des Abgeordneten 
der Freien Demokratischen Volkspartei, Karl Hübner, 
des Berliner Abgeordnetenhauses zum 3. Deutschen 
Bundestag am 15. September 1957 

- Az. 8/57 - 


Beriditerstatter : 

Abgeordneter Dr. Dittridi 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtlidie Ent- 
scheidung treffen. 


Bonn, den 17. Februar 1959 


Der Aussdiuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Gesdiäftsordnung 


Ritzel 

Vorsitzender 


Dr. Dittridi 

Berichterstatter 


Dnu^: Buchdruckerel Peter Meier, Bulsdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 8/57 - des Josef 

Kloppenborg, Berlin-Lichtenrade, 

betr. Wahl des Abgeordneten der Freien Demokratischen 
Volkspartei, Karl Hübner, des Berliner Abgeordneten- 
hauses zum 3. Deutschen Bundestag am 15. September 1957 

hat der Deutsdie Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen : 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 27. September 
1957 Einspruch eingelegt. Der Einspruch ist dem Bundestag 
am 28. September 1957 fristgerecht zugegangen. 

Der Einsprudisführer rügt die Wahl des Berliner Abgeordne- 
ten Hübner in den Bundestag durch das Berliner Abgeordne- 
tenhaus. 

Der Einsprudisführer ist der Auffassung, die Wahl dieses 
Abgeordneten sei ungültig, da die FDV nicht die Vorausset- 
zungen erfülle, um einen Abgeordneten in den Bundestag zu 
entsenden. Diese Voraussetzungen sieht er im überspringen 
der 5'V^rKlausel oder im Erreidien von mindestens zwei 
Direktmandaten. Beides treffe für die FDV nicht zu, 

Der Vorbehalt der Alliierten bezüglich der Berliner Abgeord- 
neten des Deutschen Bunciestages erfasse diese Vorausset- 
zungen nicht. Der Vorbehalt betreffe lediglidi die V/ahl der 
Abgeordneten als solche, also mittelbare Wahl durch das Ab- 
geordnetenhaus und nicht unmittelbare Wahl durch die Wähler 
(§ 54 Bundeswahlgesetz). Die übrigen Voraussetzungen der 
Mandatserringungen bestimmten sich ausschließlich nach deut- 
schem Recht und zwar nacli dem Biindeswahlgesetz. 

Entscheidungsgründe 

In § 54 des Bundeswahlgesetzes sind über Wahlanfechtungen, 
soweit sie aus Berlin kommen, keine besonderen Bestimmun- 
gen getroffen. Nach § 2 Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes 
kann jedoch nur jeder Wahlberechtigte oder jede Gruppe von 
Wahlberechtigten einen Wahleinspruch einlegen. Wahlberech- 
tigt ist derjenige, der unmittelbar nach dem Wahlgesetz be- 
rechtigt ist, einen Abgeordneten mit zu bestimmen. Werden 
diese Voraussetzungen für den vorliegenden Einsprudi als 
nicht gegeben angesehen, so müßte der Wahleinspruch schon aus 
diesem Grunde als unzulässig zurückgewiesen werden. 

Der Einsprudi ist auch unbegründet, da in sachlich nidit ge- 
rechtfertigter Weise die Grundsätze der direkten Wahl auf 
die indirekte Wahl der Abgeordneten von Berlin übertragen 
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werden. In § 54 des Bundeswahlgesetzes ist nichts über eine 
Anwendung der Sperrklausel auf die 22 Berliner Abgeordne- 
ten, die das Abgeordnetenhaus von Berlin zu wählen hat, 
gesagt. Es ist lediglich bestimmt, daß das Abgeordnetenhaus 
von Berlin die Abgeordneten sowie eine ausreichende Zahl 
von Ersatzmännern auf der Grundlage der Zusammensetzung 
des Abgeordnetenhauses zum Zeitpunkt der Wahl zum Bundes- 
tag wählt. Das Wahlverfahren für die Berliner Abgeordneten 
ist damit festgelegt. Eine Besdiränkung auf Parteien, die bei 
der direkten Wahl durch das Volk eine bestimmte Stimmen- 
oder Direktmandatszahl erreichen, ist nicht vorhanden. Infolge- 
dessen ist die Zusammensetzung des Bundestages, was die 
Berliner Abgeordneten anbelangt, rechtmäßig und rechtsgültig. 

Das Vorbringen in der Einspruchssdirift, daß die EDV günstiger 
gestellt sei als andere Parteien, die die Sperrklausel nicht 
haben überwinden können, wie beispielsweise der Gesamt- 
deutsche Blodc/BHE, ist nicht durchschlagend, da die Tatbestände 
nicht völlig gleich sind. Die Sperrklausel gelte für die unmittel- 
bare Volkswahl im engeren Bundesgebiet, während die Berliner 
Abgeordneten durch das Abgeordnetenhaus gewählt werden. 
Damit entfällt ein wesentlidies Element einer Analogie. Da 
in Berlin am Tage der Bundestagswahl nicht gewählt worden 
ist, kann nicht festgestellt werden, wieviel Prozent die einzel- 
nen Parteien zur Zeit der Wahl der Berliner Bundestagsabge- 
ordneten durch das Abgeordnetenhaus hatten. Der Einspruchs- 
führer bezieht sich auf die Zahlen, die die einzelnen Parteien 
bei den Wahlen im Jahre 1954 erreicht hatten. Diese Zahlen 
können auch nicht als Maßstab für die Zahlen angenommen 
werden, die zum Zeitpunkt der Bundestagswahlen anzusetzen 
sind. 

Der Einspruch mußte daher zurückgewiesen werden. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesver- 
fassungsgericht binnen einem Monat nach Erlaß dieses Be- 
schlusses unter den im § 48 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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